
   

Gerne nehmen wir Stellung zur Vernehmlassung bezüglich der Verordnungen AFV und ÖStFV. 
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Eidgenössisches Departement für 
Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation UVEK 

Bundesamt für Strassen ASTRA 

 

Verordnung über das automatisierte Fahren (AFV) 
Fragebogen 
(gegliedert nach der Systematik des Erläuternden Berichts) 

 
Stellungnahme eingereicht durch: 

 Kanton  Verband  Organisation  Übrige 

Absender:  
VCS Verkehrs-Club der Schweiz 
Aarbergergasse 61 
Postfach 
3001 Bern 
Wichtig: 
Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word- und PDF-Dokument bis am 
2. Februar 2024 an folgende E-Mail-Adresse: svg@astra.admin.ch 

 
1. Verordnung zum automatisierten Fahren 

1.  Haben Sie grundsätzliche Bemerkungen zur Vorlage? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
Vgl. Erläuterungen im Begleitbrief. 
 

 
 

2.  Sind Sie mit dem Gegenstand der neuen Verordnung einverstanden (Art. 1)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
 
 

 
 
  



R524-0245 
 

2/15 

 
 

3.  Sind Sie mit den vorgeschlagenen Begriffsdefinitionen einverstanden (Art. 2)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
 
 

 
 

4.  Sind Sie mit den allgemeinen Anforderungen an Fahrzeuge mit einem Automatisie-
rungssystem einverstanden (Art. 3)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
Änderungsanträge: 

 In Art. 3, Absatz 3 a. und b. («mit angemessener Geschwindigkeit» und «ei-
nen angemessenen Abstand») geht nicht hervor, durch wen Geschwindigkeit 
und Abstände definiert werden. Weil sowohl Geschwindigkeits- und Abstand-
verhalten in höchstem Masse sicherheitsrelevant sind und Auswirkungen auf 
die objektive und subjektive Sicherheit der übrigen Verkehrsteilnehmenden 
haben, müssen die angemessene Geschwindigkeit und die angemessenen 
Abstände zwingend von Seiten Behörden mit klaren Mindestvorgaben gere-
gelt sein.  

 Zusätzliche Anforderung: Die Fahrzeuge müssen in der Komplexität des urba-
nen Mischverkehrs die Sicherheit aller Verkehrsteilnehmenden (auch jener 
mit körperlichen Einschränkungen und auch jener innerhalb des Fahrzeugs 
selbst) gewährleisten. Das betrifft vor allem eine situationsangepasste Ge-
schwindigkeit und ein vorausschauendes, defensives Fahrverhalten der Fahr-
zeuge.  

 Zusätzliche Anforderung:  Die Automatisierungssysteme dürfen nicht zu Las-
ten des subjektiven Sicherheitsempfindens von Fussgänger/innen und Ve-
lofahrer/innen gehen. Entsprechende Verdrängungseffekte beim Langsamver-
kehr sollen ausgeschlossen werden können. 

 Zusätzliche Anforderung: Die Kommunikation zwischen Automatisierungssys-
tem und den übrigen Verkehrsteilnehmen, insbesondere mit Zu Fuss Gehen-
den und Velofahrenden muss sichergestellt sein. 

 

5.  Sind Sie damit einverstanden, dass das Automatisierungssystem innerhalb des bau-
artbedingten Einsatzbereichs alle Verkehrsszenarien gemäss Absatz 2 beherrschen 
muss und dass für diese Anforderungen auf internationale Regelungen und Standards 
abgestellt wird (Art. 4)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
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6.  Sind Sie damit einverstanden, dass sich die Zulassung von führerlosen Fahrzeugen 
in Abweichung von Artikel 3b Absatz 1 VTS nach den im Zeitpunkt der ersten Inver-
kehrsetzung geltenden internationalen technischen Vorschriften für Automatisie-
rungssysteme richtet (Art. 5)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
Grundsätzlich unterstützen wir, dass durch die Abweichung von Artikel 3b Absatz 1 
VTS neue Vorschriften sich schneller auf die führerlosen Fahrzeuge auswirken, an-
statt dass die technischen Vorschriften des Zeitpunktes des Imports des Fahrzeuges 
Anwendung finden würden. 
 
Das Aufeinandertreffen von konventionellen und automatisierten Fahrzeugen im 
Strassenverkehr wird allgemein als ein Sicherheitsrisiko angesehen. Entsprechend 
muss sich die Schweiz vorbehalten können, von internationalen technischen Vor-
schriften gegebenenfalls abweichen zu können. Deshalb stellen wir den Antrag, Art. 
5 Abs. 2 AFV wie folgt zu ergänzen: 
 
Änderungsantrag: 
 
«Die Zulassung von führerlosen Fahrzeugen richtet sich in Abweichung von Artikel 
3b Absatz 1 VTS nach den im Zeitpunkt der ersten Inverkehrsetzung geltenden inter-
nationalen technischen Vorschriften für Automatisierungssysteme, sofern keine Si-
cherheitsrisiken bestehen.» 

 

7.  Sind Sie damit einverstanden, dass das UVEK unter gewissen Voraussetzungen neu 
eingeführte Vorschriften für Automatisierungssysteme auf bereits in Verkehr stehende 
Fahrzeuge anwendbar erklären kann (Art. 6)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
Begründung siehe Frage 6. 
 

 
 

8.  Sind Sie mit der Regelung zum Fahrmodusspeicher einverstanden (Art. 7, 23, 27 und 
38)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
Bei der Einführung des Automatisierten Fahrens auf Autobahnabschnitten sind für 
eine ganzheitliche Sicherheitsbeurteilung auch aussergewöhnlichen Situationen (z.B. 
Strassenarbeiter, Polizeikontrollen, Autopannen, Geisterfahrer) 
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mitzuberücksichtigen. Für die Unfallrekonstruktion soll dazu auf weitere Datenquellen 
wie die Aufzeichnung der Frontkamera kurz vor Unfalleintritt, zurückgegriffen werden 
können. 

 
 

9.  Sind Sie damit einverstanden, dass Automatisierungssysteme nicht mehr verwendet 
werden dürfen, wenn kein aktuelles Managementsystem mehr besteht, und dass dies 
bei führerlosen Fahrzeugen zu deren Stilllegung führt (Art. 8)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
 
 

 

  

10.  Sind Sie mit der Regelung zur Abgabe der Gebrauchs- und Bedienungsanleitung und 
der Informationspflicht betreffend den Fahrmodusspeicher einverstanden (Art. 9)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 

  

11.  Sind Sie mit der Regelung zur Beachtung der Gebrauchs- und Bedienungsanleitung 
einverstanden (Art. 10)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
Die sichere Anwendung von Automatisierungssystemen der Stufe 3 setzt voraus, 
dass Fahrzeuglenkende genau informiert und instruiert sind. Es muss für die ent-
sprechenden Verkehrssituationen klar sein, welche Fahraufgaben an das Fahrzeug 
delegiert werden kann und welche Verantwortung dabei der Fahrzeuglenkende wei-
terhin übernehmen muss. Es sind Kenntnisse über die Funktionsweise des Systems, 
die Systemgrenzen und über die während der Aktivierung erlaubten Tätigkeiten er-
forderlich, damit eine sichere Übernahme jederzeit gewährleistet werden kann. 
 
Änderungsantrag: 
 
«Art. 10 Beachtung der Gebrauchs- und Bedienungsanleitung und Instruktion 
1 Die am Betrieb eines Fahrzeugs mit einem Automatisierungssystem beteiligten 
Personen müssen die massgeblichen Anweisungen und Sicherheitshinweise des 
Herstellers in der Gebrauchs- und Bedienungsanleitung beachten. Sie sind verpflich-
tet, sich instruieren zu lassen.» 
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12.  Sind Sie damit einverstanden, dass Automatisierungssysteme und Fahrzeuge mit Au-
tomatisierungssystem generell der Typengenehmigungspflicht unterliegen (Art. 11)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
 
 

 
 

13.  Sind Sie mit der Regelung zur Erteilung von Typengenehmigungen einverstanden 
(Art. 12)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
 
 

 
 

14.  Sind Sie mit der Regelung für Konformitätsüberprüfungen zur Erhaltung der Verkehrs- 
und Betriebssicherheit nach der Zulassung einverstanden (Art. 13)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
 
 

 
 

15. Sind Sie mit den Meldepflichten zur Erhaltung der Verkehrs- und Betriebssicherheit 
nach der Zulassung einverstanden (Art. 14)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme 
/ nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
Darüber hinaus sollen weitere kritische Situationen mit Meldepflicht definiert werden. 
Es sollen auch Situationen gemeldet werden, bei denen schwere Verletzungsfolgen 
ausgeblieben sind, aber die auf eine kritische Funktionsweise mit potenziell hohen 
Verletzungsfolgen schliessen lassen.  
 

 

16. Sind Sie mit den vorgesehenen Prüfungen zur Erhaltung der Verkehrs- und Betriebs-
sicherheit nach der Zulassung einverstanden (Art. 15)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme 
/ nicht betroffen 
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 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
Die vorgeschlagenen Prüfungen erachten wir als sehr wichtig. 
 
Eine amtliche Prüfung eines Fahrzeuges soll auch durchgeführt werden, wenn ein 
teilautomatisiertes Fahrzeug der Stufe 3 (oder höher) einen Unfall verursacht und die 
Polizei ein Fehlverhalten des Automatisierungssystems in Erwägung zieht. 
 

 

17.  Sind Sie damit einverstanden, dass die Anwendung der Schutzklauseln internationaler 
Übereinkommen für Fahrzeuge mit Automatisierungssystemen präzisiert werden 
(Art. 16)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
 
 

 
 

18.  Sind Sie damit einverstanden, dass die Kantone den Prozess für die Nachprüfung von 
führerlosen Fahrzeugen nicht an privatrechtliche Betriebe oder Organisationen dele-
gieren dürfen, dass sie aber bestimmte technische Überprüfungen durch eine vom 
ASTRA anerkannten Prüfstelle verlangen oder zu Lasten der Fahrzeughalterin oder 
des Fahrzeughalters durchführen lassen können (Art. 17)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
 
 

 
 

19.  Sind Sie mit der Regelung zu den zulässigen Zwecken der Bearbeitung von Daten 
des Fahrmodusspeichers gemäss Artikel 25g Absatz 3 SVG einverstanden (Art. 18)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
Die Regelung zu den zulässigen Zwecken ist umfassend, was die behördlichen und 
hoheitlichen Aufgaben und Nutzungsmöglichkeiten betrifft. In einer längerfristigen 
Perspektive besteht jedoch auch ein grosses wissenschaftliches Interesse an dieser 
Datenquelle. Beispielsweise bieten die Daten des Fahrmodusspeichers die Möglich-
keit für umfassende empirische Studien zur Ableitung/Überprüfung der erforderlichen 
Übernahmezeit bei Fahrzeugen. Der heutige Stand der Forschung zu dieser Frage 
basiert in erster Linie auf eher wenigen Studien in Fahrsimulatoren.  
 
Änderungsantrag: 
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Die Regelung sollte mit dem Zweck der Forschung zur Verkehrssicherheit durch 
nicht-behördliche Forschungsinstitutionen ergänzt werden. Die Daten sollten (kon-
form mit dem seit September 2023 geltenden, neuen Datenschutzgesetz) an Dritte 
für nicht-kommerzielle Zwecke übermittelt und von diesen für Forschung zur Erhö-
hung der Verkehrssicherheit genutzt werden können.  

 
 

20.  Sind Sie mit der Regelung zur Bearbeitung von Daten im Rahmen des Vollzugs ein-
verstanden (Art. 19)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
 
 

 
 

21.  Sind Sie damit einverstanden, dass die Daten im Fahrmodusspeicher zum Zwecke 
der Verschrottung des Fahrzeuges ohne Einwilligung der betroffenen Personen ver-
nichtet werden dürfen (Art. 20)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
 
 
 

 

22.  Sind Sie damit einverstanden, dass wer gewerbsmässig ein Fahrzeug mit Übernah-
meaufforderung verkauft, vermietet oder verleast, seine Vertragspartei explizit über 
die bestimmungsgemässe Verwendung der Automatisierungssysteme und die Auf-
zeichnungsfunktion des Fahrmodusspeichers aufklären und deren Bestätigung wäh-
rend 10 Jahren aufbewahren muss (Art. 21)?  

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
Aus Gründen der Verkehrssicherheit sind wir generell gegen den Anwendungsfall 
von Fahrzeugen mit Übernahmeaufforderungen (vgl. Begründung im Begleitbrief). 

 
 

23.  Sind Sie mit den Wirkungen der Verwendung des Automatisierungssystems auf die 
fahrzeugführende Person und dem Ausmass ihrer Entlastung einverstanden 
(Art. 22)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
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Aus Gründen der Verkehrssicherheit sind wir generell gegen den Anwendungsfall 
von Fahrzeugen mit Übernahmeaufforderungen (vgl. Begründung im Begleitbrief). 
 
In Art. 22 zeigt sich die Problematik dieses Anwendungsfalles: Einerseits wird die 
Fahrzeugführerin oder der Fahrzeugführer von der Pflicht entbunden, den Verkehr 
dauernd zu überwachen (Absatz 2), andererseits muss die Person aber die Fahr-
zeugbedienung jederzeit wieder übernehmen, wenn sie hätte erkennen müssen, 
dass die Voraussetzungen für eine sichere und den Verkehrsfluss nicht beeinträchti-
gende Verwendung des Automatisierungssystems nicht mehr gegeben ist (Absatz 
3b.). Beides ist in der Praxis schwierig zu kombinieren. Dies hat potenziell stark ne-
gative Auswirkungen auf die Verkehrssicherheit. 
 
Die kurzen Übernahmezeiten sind nicht vereinbar mit einer Reihe von Tätigkeiten, 
welche die Aufmerksamkeit des Fahrzeugführenden stark beanspruchen. Falls der 
entsprechende Anwendungsfall nicht aus der Verordnung gestrichen wird, sollten 
deshalb Tätigkeiten wie Schlafen, Verlassen der Sitzposition und externe Kommuni-
kation (Videokonferenzen, Telefongespräche, Textnachrichten) während des Fah-
rens explizit ausgeschlossen werden. 
 
Aktuelle Forschungsprojekte für das ASTRA (z. B. AFF, SIKO) haben gezeigt, dass 
mit jeder weiteren Automatisierungsstufe auch neue und zusätzliche Kompetenz-An-
forderungen an die Fahrzeuglenkenden entstehen. Eine zeitnahe und konsequente 
Verankerung dieser notwendigen Kompetenzen in der Fahraus- und Weiterbildung 
ist zwingend erforderlich, um Überforderungen der Nutzergruppen und damit nega-
tive Auswirkungen auf das Unfallgeschehen zu vermeiden.  
 

 

24.  Sind Sie mit der Regelung zur Aktivierung des Automatisierungssystems zum Parkie-
ren einverstanden (Art. 24)?  

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 

 

Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
 
 

 
 

25.  Sind Sie mit den allgemeinen Anforderungen an das automatisierte Parkieren einver-
standen, insbesondere dass das automatisierte Parkieren die Zuweisung eines be-
stimmten Parkfeldes voraussetzt (Art. 25)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
 
 

 
 

26.  Sind Sie mit der Regelung zur Ausführung des automatisierten Parkierens einverstan-
den (Art. 26)? 
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  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
 
 

 
 

27.  Sind Sie mit der Regelung zum Gesuch für den Betrieb von Parkierungsflächen für 
das automatisierte Parkieren einverstanden, insbesondere dass es durch den Herstel-
ler oder eine von ihm ermächtigten Person einzureichen ist (Art. 28)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
Durch die Parkierungsflächen für das automatisierte Parkieren darf kein zusätzlicher 
Flächenbedarf entstehen. Das bedeutet, dass Gesuche um Genehmigung des Be-
triebs einer Parkierungsfläche für automatisiertes Parkieren nur genehmigt werden 
dürfen, wenn diese Flächen bereits bestehende Parkierungsflächen (für nicht auto-
matisiertes Parkieren) sind. Zusätzliche Parkierungsflächen würden dem umweltpoli-
tischen Bestreben den Flächenbedarf des motorisierten Individualverkehrs zu redu-
zieren entgegenlaufen. 

 
 

28.  Sind Sie mit der Regelung zur Beurteilung des Gesuchs für den Betrieb von Parkie-
rungsflächen für das automatisierte Parkieren einverstanden (Art. 29)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
Die neuen Parkierungsflächen für das automatisierte Parkieren dürfen keinesfalls zu 
einer Einschränkung des Langsamverkehrs führen. Dass «die Parkierungsfläche für 
das automatisierte Parkieren von den übrigen Fahrbahnen, den Trottoirs sowie den 
Fuss- und Radwegen abgegrenzt [..]» sein muss (Abs. 1a) darf nicht dazu führen, 
dass die Infrastruktur oder die Bewegungsfreiheit des Langsamverkehrs in der Nähe 
der Parkplätze eingeschränkt wird. 
 

 

29.  Sind Sie mit der Pflicht des Herstellers führerloser Fahrzeuge betreffend Schulungen 
einverstanden (Art. 30)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
Schulungen zu führerlosen Fahrzeugen, welche in der Schweiz verkehren, sollen in 
der Schweiz und nicht im Ausland durchgeführt werden. 
 
Änderungsantrag: 
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«Absatz 2 Hat der Hersteller keine Niederlassung in der Schweiz, ist der Importeur 
des führerlosen Fahrzeugs für die Einhaltung der Pflichten nach Absatz 1 verantwort-
lich. Die Schulung muss nicht in der Schweiz durchgeführt werden.» 

 

30.  Sind Sie mit der Regelung für Personen, die führerlose Fahrzeuge be- oder entladen, 
einverstanden, insbesondere dass bei Teilentladungen die primäre Verantwortung da-
für, dass sich eine Teilentladung nicht negativ auf Restladung auswirkt, bei jener Per-
son liegt, die das Fahrzeug teilweise entlädt (Art. 31)?  

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
Absatz 2: Dieser Absatz übersieht, dass bei einem führerlosen Fahrzeug, das Entla-
den der Ware oftmals nicht mehr von einer Hilfsperson des Halters bzw. des Liefe-
ranten/Verkäufers vorgenommen werden wird, sondern durch die Kundinnen und 
Kunden. Es ist jedoch nicht Sache der Kunden, die Verantwortung für einen Teil des 
Liefervorgangs des Lieferanten zu übernehmen. Wer Waren mittels führerloser Fahr-
zeugen liefert, sollte selber die Verantwortung dafür tragen, dass die Warenentge-
gennahme durch den Kunden so erfolgt, dass eine «negative Auswirkung auf die 
Restladung» ausgeschlossen ist.  

 
 

31.  Sind Sie mit den Aufgaben und Pflichten der Halterinnen und Halter von führerlosen 
Fahrzeugen einverstanden (Art. 32)?  

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
 
 

 
 

32.  Sind Sie mit den Aufgaben und Pflichten der Operatorinnen und Operatoren von füh-
rerlosen Fahrzeugen einverstanden (Art. 33)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
Wir unterstützen dezidiert, dass sich nach Absatz 1 der Arbeitsort der Operatorinnen 
und Operatoren in der Schweiz befinden muss. 

 
 

33.  Sind Sie mit der Regelung zur manuellen Bedienung von führerlosen Fahrzeugen ein-
verstanden (Art. 34)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
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34.  Sind Sie mit den gemeinsamen Anforderungen an die Operatorin oder den Operator 
und die Person, die das führerlose Fahrzeug manuell bedient, einverstanden, insbe-
sondere bezüglich der Vorschriften über den Führerausweis sowie über die Schulung 
und Weiterbildung (Art. 35)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
 
 

 
 

35.  Sind Sie damit einverstanden, dass bei führerlosen Fahrzeugen ohne Fahrerplatz das 
Gewicht für die Fahrzeugführerin oder den Fahrzeugführer nicht in das Leergewicht 
eingerechnet wird (Art. 36)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
 
 

 
 

36.  Sind Sie mit der Regelung betreffend die Bedienelemente von führerlosen Fahrzeu-
gen einverstanden (Art. 37)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
 
 
 

 

37.  Sind Sie mit der Regelung zum Gesuch für die Genehmigung von Einsatzbereichen 
einverstanden, insbesondere zu dessen Inhalt und zum geforderten Bezug der ge-
suchstellenden Person zur Schweiz (Art. 39)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
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38.  Sind Sie mit der Regelung zur Behandlung und Beurteilung von Gesuchen für die 
Genehmigung von Einsatzbereichen einverstanden, insbesondere zu den Nachweis-
kriterien, zum Zustimmungserfordernis mitbetroffener Kantone und beim Einbezug 
von Nationalstrassen des ASTRA und dem Anhörungsrecht von Armee, BAV und 
BAZG (Art. 40)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
Bei den Rahmenbedingungen für führerlose Fahrzeuge fehlen wichtige Klarstellun-
gen zu den erlaubten Verkehrsflächen. 
 
Änderungsanträge: 
 
Zu den bereits aufgelisteten Kriterien, soll zusätzlich die folgenden Bedingungen für 
eine Genehmigung erfüllt sein: 
 

 «Für die führerlosen Fahrzeuge ist die Benutzung des Trottoirs, der für den 
motorisierten Verkehr gesperrten Fussgängerflächen, sowie der Velowege 
nicht erlaubt.» 

 In Ergänzung zu Absatz 4c: «die Sicherheit und Attraktivität der Fuss- und Ve-
loweg dadurch nicht beeinträchtig werden.» 

 
 

39.  Sind Sie damit einverstanden, dass der Entscheid über ein Gesuch für die Genehmi-
gung eines Einsatzbereiches den Adressaten gemäss Artikel 41 Buchstaben a bis d 
eröffnet wird (Art. 41)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
 
 

 
 

40.  Sind Sie damit einverstanden, dass genehmigte Einsatzbereiche in den amtlichen 
Publikationsorganen veröffentlicht werden (Art. 42)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
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41.  Sind Sie mit der Regelung zur Aufsicht nach der Erteilung von Genehmigungen ein-
verstanden (Art. 43)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
 
 

 
 

42.  Sind Sie mit den vorgesehenen Straftatbeständen einverstanden (Art. 44)?  

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
 

 

43.  Sind Sie mit der Ausnahmebestimmung für besondere Einzelfälle und der Bildung ei-
ner Begleitgruppe durch das ASTRA einverstanden (Art. 45)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
Bei der Begleitgruppe sollten neben den Vertretern der Zulassungsbehörden, der Po-
lizei, der Behörden für Bau, Raumplanung und der Umwelt auch die Branche des öf-
fentlichen Verkehrs, Blindenorganisationen, die Städte, Fussverkehr Organisationen 
und Umweltorganisationen im Verkehrsbereich – wie der VCS – angehören und ent-
sprechend explizit in Absatz 2 genannt werden. 
 
Änderungsantrag: 
 
«Absatz 2 Das ASTRA bildet eine Begleitgruppe, die die Kantone bei der Beurteilung 
der beantragten Einsatzbereiche für führerlose Fahrzeuge und des beantragten Be-
triebs von Parkierungsflächen für das automatisierte Parkieren unterstützt. Der Be-
gleitgruppe gehören Vertreter der Zulassungsbehörden, der Polizei, der Behörden für 
Bau, Raumplanung und Umwelt, der Branche des öffentlichen Verkehrs, der Blinden-
organisationen, der Städte, von Fussverkehr Organisationen, von Umweltorganisati-
onen im Verkehrsbereich, sowie weitere Beteiligte an.» 

 

2. Signalisationsverordnung vom 5. September 1979  

44.  Sind Sie mit dem Hinweissignal «Fahrzeuge mit einem Automatisierungssystem» 
und der Pflicht, dieses bei allen Zufahrten und Zugängen von Parkierungsflächen 
anzubringen, die für das automatisierte Parkieren genehmigt sind, einverstanden 
(Art. 62 Abs. 8 und Anhang 2, Signal 4.91bis)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 
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 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
 
 

 
 

3. Verordnung vom 19. Juni 1995 über die technischen Anforderungen an Stras-
senfahrzeuge  

45.  Sind Sie damit einverstanden, dass führerlose Fahrzeuge jährlich nachgeprüft 
werden müssen (Art. 33 Abs. 2 Bst. a Ziff. 5)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 

 

  

4. Verordnung vom 27. Oktober 1976 über die Zulassung von Personen und Fahr-
zeugen zum Strassenverkehr 

46.  Sind Sie damit einverstanden, dass eine Genehmigung des Einsatzbereichs vorlie-
gen muss, damit für führerlose Fahrzeuge ein Fahrzeugausweis und Kontrollschil-
der erteilt werden können (Art. 71 Abs. 1 Bst. f)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
 

 
 

47.  Sind Sie damit einverstanden, dass an der Prüfung der Basistheorie neu auch die 
Kenntnisse zu Fahrerassistenz- und Automatisierungssystemen geprüft werden 
(Anhang 11 Ziffer 1.2 Unterziffer 1.2.4)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
 

 

48.  Sind Sie damit einverstanden, dass die Bewerberinnen und Bewerber um die Kate-
gorie A und die Unterkategorie A1 an der praktischen Führerprüfung künftig die FAS 
(sofern im Prüfungsfahrzeug vorhanden) kennen und anwenden können sowie spe-
zielle Fahrmanöver gegebenenfalls unter Anwendung der FAS beherrschen müs-
sen (Anhang 12 Abschnitt III Unterabschnitt B Ziffern 1bis und 2)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
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Wir sind damit einverstanden mit folgendem Vorbehalt: 
 
Der korrekte Umgang mit FAS erfordert von den angehenden Fahrzeuglenkenden 
zusätzliche Kompetenzen. Gleichzeitig bleiben die bisherigen Anforderungen wei-
ter bestehen. Wir erwarten, dass die Ausbildung für alle Anforderungen zum siche-
ren Motorradfahren angepasst wird und nicht auf Kosten der Sicherheit, am bishe-
rigen Umfang festgehalten wird.  
 

 

49.  Sind Sie damit einverstanden, dass die Bewerberinnen und Bewerber um die Kate-
gorien B und BE sowie der Unterkategorie B1 an der praktischen Führerprüfung 
künftig die FAS und Automatisierungssysteme (sofern im Prüfungsfahrzeug vorhan-
den) kennen und anwenden können müssen sowie spezielle Fahrübungen gegebe-
nenfalls unter Anwendung der FAS und Automatisierungssysteme beherrschen 
müssen (Anhang 12 Abschnitt III Unterabschnitt D Ziffern 1bis, 2 und 3)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
Wir sind damit einverstanden mit folgendem Vorbehalt: 
 
Der korrekte Umgang mit FAS erfordert von den angehenden Fahrzeuglenkenden 
zusätzliche Kompetenzen. Gleichzeitig bleiben die bisherigen Anforderungen wei-
ter bestehen. Wir erwarten, dass die Ausbildung für alle Anforderungen zum siche-
ren Autofahren angepasst wird und nicht auf Kosten der Sicherheit, am bisherigen 
Umfang festgehalten wird.  
 

 

50.  Sind Sie damit einverstanden, dass der Autobahnpilot und die einzelnen FAS, die 
mindestens Gegenstand der praktischen Führerprüfung der betreffenden Katego-
rien und Unterkategorien sein müssen (sofern im Prüfungsfahrzeug vorhanden), ex-
plizit genannt werden (Anhang 12 Abschnitt III Unterabschnitt B Ziffer 1bis und Un-
terabschnitt D Ziffer 1bis)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
 
 

 
 

 



 
 

Eidgenössisches Departement für 
Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation UVEK 

Bundesamt für Strassen ASTRA 

 

ASTRA-D-0AB33401/167 

 
Verordnung über Finanzhilfen zur Förderung neuartiger Lösungen 
für den Verkehr auf öffentlichen Strassen (ÖStFV) 
Fragebogen 
(gegliedert nach der Systematik des Erläuternden Berichts) 

 
Stellungnahme eingereicht durch: 

 
 Kanton  Verband  Organisation  Übrige 

Absender:  
VCS Verkehrs-Club der Schweiz 
Aarbergergasse 61 
Postfach 
3001 Bern 

 
Wichtig: 
Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word- und PDF-Dokument bis am 
2. Februar 2024 an folgende E-Mail-Adresse: svg@astra.admin.ch 

 
 
Verordnung über Finanzhilfen zur Förderung neuartiger Lösungen für den Verkehr 
auf öffentlichen Strassen (ÖStFV) 

1.  Haben Sie grundsätzliche Bemerkungen zu dieser neuen Verordnung? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
Vgl. Erläuterungen im Begleitbrief. 

 
 

2.  Sind Sie mit dem Gegenstand der neuen Verordnung einverstanden (Art. 1)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
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3.  Sind Sie mit dem Artikel 2 und den Anforderungen an ein Vorhaben, für die ein Fi-
nanzhilfegesuch gestellt werden kann, einverstanden? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
Absatz 1b: Hier müsste genauer definiert werden was mit einem «Positiver Effekt für 
den nachhaltigen Verkehr» gemeint ist, wobei positive ökologische Effekte im Zent-
rum stehen sollten. 
 
Ausserdem sollte eine der Anforderungen an Vorhaben, für welche ein Finanzhilfege-
such gestellt werden kann, beinhalten, dass lediglich Projekte mitfinanziert werden, 
welche eine stärkere Auslastung der Fahrzeuge zum Ziel haben. Projekte, welche 
das automatisierte Fahren für den Individualverkehr fördern oder Leerfahrten vor-
schob leisten, sollen nicht finanziell unterstützt werden. 
 
Die Bedingungen unter Absatz 2d. und 2e. sollten gestrichen werden. Die Entschei-
dung, ob ein Projekt staatlich gefördert werden soll oder nicht, soll nicht von finanziel-
len und kommerziellen Kriterien abhängig sein, sondern von den ökologischen Effek-
ten der Projekte abhängen. 
 

 
 

4.  Sind Sie mit den Vorgaben für das Finanzhilfegesuch (Art. 3) einverstanden? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
 
 

 
 

5.  Sind Sie mit der Möglichkeit, dass das ASTRA Themenschwerpunkte vorschlagen 
kann, einverstanden (Art. 4)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
Die vom ASTRA vorgeschlagenen Themenschwerpunkte sollten zwingend etwas zur 
Dämpfung der negativen Effekte des motorisierten Individualverkehrs beitragen (vgl. 
Allgemeine Anmerkungen im Begleitbrief). 
 

 
 

6.  Sind Sie mit der Möglichkeit des Beizugs von Experten und Expertinnen bei der Ge-
suchsprüfung einverstanden (Art. 5)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 
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 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
 
 

 
 

7.  Sind Sie mit der Regelung zum Entscheid über die Gewährung eines Beitrages ein-
verstanden (Art. 6)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
 

 
 

8.  Sind Sie mit der Regelung der Prioritätenordnung und dem Vorgehen bei einem Ge-
suchüberhang einverstanden (Art. 7)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
Bei der Priorisierung der Gesuche sollen den Voraussetzungen für eine erfolgreiche 
Markteinführung nicht das gleiche Gewicht beigemessen werden, wie den Effekten 
für den nachhaltigen Verkehr auf öffentlichen Strassen. 
 
Änderungsantrag: 
 
1 Übersteigen die eingereichten Gesuche die verfügbaren Mittel, so wird die Unter-
stützung prioritär einem Vorhaben gewährt:  
a. das die Anforderung nach Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b erfüllt;  
b. dessen neue Technologie sehr gute Voraussetzungen für eine erfolgreiche 
Markteinführung hat. 
 

 

9.  Sind Sie mit den anrechenbaren Kosten (Art. 8) einverstanden? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
 
 

 
 

10.  Sind Sie mit der Regelung der Bemessung der Finanzhilfe (Art. 9) einverstanden? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
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11.  Sind Sie mit der Regelung nachträgliche Finanzhilfen aus anderen Quellen einver-
standen (Art. 10)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
 
 

 
 

12.  Sind Sie mit der Regelung zur Ausrichtung der Finanzhilfe einverstanden (Art. 11)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
 
 

 
 

13.  Sind Sie mit der Regelung zur Verlängerung der Umsetzungsfrist für ein Vorhaben 
einverstanden (Art. 12)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
 
 

 
 

14.  Sind Sie mit der Regelung zur Veröffentlichung von Informationen zu einem unter-
stützten Vorhaben einverstanden (Art. 13)? 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 

 
 


